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Einleitung:

Eine neue Partei ist dringend nötig
Entlasten wir die Arbeitgeber eher durch das Kopf-
pauschalenmodell oder durch die Bürgerversicher-
ung? Senken wir den Spitzensteuersatz erst einmal
auf 47 Prozent oder gleich auf 35 Prozent? Sollen
die Beschäftigten im öffentlichen Dienst erst ein-
mal nur 42 Stunden pro Woche ohne Lohnausgleich
arbeiten oder gleich 45 Stunden?
Mit diesen „kniffligen Fragen“ beschäftigen sich die
Politiker und Politikerinnen aller etablierten Partei-
en. Das Hauptziel der PDS besteht darin, die Sozial-
kürzungen möglichst sozialverträglich mit zu gestal-
ten. Das bedeutet, dass sie nicht so rigoros kürzen
wollen, wie es SPD oder die CDU/CSU vorschlägt.
Außer in Berlin natürlich, weil da die Kassen so
leer seien, dass auch die PDS leider nichts tun kön-
ne.
Doch wer hat die Kassen geleert? Die Arbeitgeber
und die Parteien, die im Parlament ihre Interessen
vertreten (CDU/CSU, SPD, rechtsradikale Parteien,
Grüne, FDP und mit Abstrichen auch die PDS) be-
haupten, es wären die Arbeitslosen, die gesetzlich
Krankenversicherten und die RentnerInnen.
Doch viele wissen: Es sind die Reichen und Arbeit-
geber, die sich durch weitere Steuersenkungen und
Entlastungen bei den Sozialversicherungsbeiträgen
auf unsere Kosten bereichern.Vor dem Hintergrund
der Krise der kapitalistischen Wirtschaft weltweit,
versuchen die Kapitalisten von Karstadt über Daimler
und Opel bis Schlecker sich vor sinkenden Profitra-
ten zu retten und die Krise auf die Beschäftigten
abzuwälzen. Löhne werden um 20 oder 30 Prozent
gekürzt und Arbeitszeiten auf 40 oder 42 Stunden
ohne Lohnausgleich verlängert. Die Einführung von
Ein-Euro-Jobs bedeuten nicht nur Billiglöhne für
ALG-II-Empfänger, sondern setzen die gesamten
Löhne weiter unter Druck.

Politik im Interesse des Kapitals

Obwohl sie sich Volksparteien nennen oder als grün
oder sozial bezeichnen, machen die etablierten Par-
teien ihre Politik nur im Interesse eines kleinen Teils
der Bevölkerung. Arbeitszeitlängerungen, Lohnkür-
zungen, Gesundheitsreform und Hartz IV sind im

Interesse der Besitzenden, der Banken, Konzerne,
Großaktionäre, Millionäre und Milliardäre. Die In-
teressen dieser Schicht, genauer dieser Klasse, sind
aber den Interessen der Beschäftigten, Erwerbslo-
sen, Armen entgegengesetzt. Die Behauptung, dass
das nicht so wäre, stand am Beginn der Rechtsent-
wicklung von SPD, Grünen und PDS.
Unsere Gesellschaft ist geteilt, im wesentlichen in
zwei Klassen mit unterschiedlichen Interessen, die
man nicht unter einen Hut bringen kann. Streik für
höhere Löhne, Finanzierung des Gesundheitswe-
sen und der Rente, die Frage der Besteuerung: Das
sind  kein Streitfragen um den besten Weg für bei-
de Seiten. Es ist ein Streit um die Frage: Wer be-
kommt welchen Anteil von dem, was die Beschäf-
tigten erwirtschaftet haben. Aus der Erkenntnis, dass
die ArbeiterInnen ihre Interessen haben und die
Unternehmer ganz andere, ist vor 130 Jahren die
SPD als Arbeiterpartei gegründet worden. Während
die Führung spätestens seit dem Ersten Weltkrieg
eine prokapitalistische Haltung annahm, war die
Basis der SPD bis in die 80er Jahre hinein von
ArbeiterInnen geprägt. Mit dem weiteren Rechts-
ruck der SPD-Führung und der Degradierung der
Partei zu einer Wahlmaschinerie kehrten viele
ArbeiterInnen der SPD den Rücken. Damit ist die
SPD endgültig zu einer bürgerlichen Partei gewor-
den, die für die Interessen der Arbeiterklasse nicht
zurück erobert werden kann.

Für eine neue Arbeiterpartei

Die Arbeiterklasse hat heute keine politische Inter-
essenvertretung mehr. Dies wurde bei den Massen-
protesten gegen Sozialkürzungen, Hartz IV und den
Angriffen auf die Tarifautonomie in den letzten bei-
den Jahren deutlich. Hunderttausende sind auf die
Straße gegangen und haben klar gemacht, dass sie
gegen die herrschende Politik sind. Zwischen 40
und 50 Prozent gehen nicht mehr zur Wahl. Eine
neue Partei im Interesse der abhängig Beschäftig-
ten, Erwerbslosen, RentnerInnen und Jugendlichen
ist deshalb dringend nötig.
Für die SAV ist der Aufbau einer neuen Partei längst
überfällig. Schon lange vor der Agenda 2010 sind
wir für die Gründung einer neuen Arbeiterpartei
eingetreten. Damit meinen wir eine Partei, die vor
dem Hintergrund von derzeitigen und insbesonde-
re zukünftigen Klassenkämpfen in der Lage ist, Hun-
derttausende von Beschäftigten, Erwerbslosen, Ju-
gendlichen und RentnerInnen politisch zu organi-
sieren und diese auch durch Mobilisierungen in die
Auseinandersetzung gegen das Kapital zu führen.
Eine Arbeiterpartei, die der Massenarbeitslosigkeit,
der Privatisierungspolitik und dem Sozialabbau den
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tisch sein. Mit einer kämpferischen und demokrati-
schen Ausrichtung kann die WASG einen Ansatz-
punkt schaffen, um soziale und betriebliche Prote-
ste zu verbinden, politisch zu stärken und mit vor-
an zu treiben. Parlamentarische Positionen soll sie
primär dazu nutzen, ihre politischen Ideen zu ver-
breiten und außerparlamentarische Bewegungen zu
unterstützen. Genau das hat Karl Liebknecht vor
und während des Ersten Weltkrieges getan. Er nutzte
seine Stellung im Reichstag zur Agitation gegen den
Krieg.
Diese Ziele machen es selbstverständlich, dass  die
WASG eine zukünftige Koalition mit Parteien, die
Sozialabbau betreiben oder die Tolerierung von
Minderheitsregierungen, die eine solche Politik ver-
folgen, ausschließen muss.

Lehren aus der Geschichte der SPD

Doch die WASG muss auch die inhaltlichen Lehren
aus 130 Jahren Sozialdemokratie ziehen.  Ursprüng-
lich war die SPD eine sozialistische Partei und er-
klärte, dass der Kapitalismus nicht im Interesse der
Arbeiterklasse reformierbar sei. Sie hatte eine
Massenbasis unter Arbeiterinnen und Arbeitern und
war in gewerkschaftlichen und politischen Kämp-
fen aktiv. Die Auffassung, dass zur Abschaffung des
Kapitalismus eine Revolution notwendig wäre, war
im Programm der SPD verankert. Diese Position
wurde jedoch von der Parteiführung zu Beginn des
20. Jahrhunderts aufgegeben. Mit der Aufgabe von
revolutionär-sozialistischen Zielen durch die dama-
lige SPD-Führung setzte eine Entwicklung ein, die
zu Beginn die Führung und heute die gesamte SPD
erfasst hat: Die Wendung von einer sozialistischen
Arbeiterpartei zu einer bürgerlichen Partei.
Ein Teil von WASG-Mitgliedern und insbesondere
der WASG-Führung vertritt heute die Position, dass

Kampf ansagt und mit eigenen Forderungen im In-
teresse der arbeitenden Bevölkerung in die Offen-
sive geht.

Wahlalternative für Arbeit & soziale Gerechtigkeit

Was ist die Rolle der Wahlalternative für Arbeit und
soziale Gerechtigkeit (WASG) in diesem Prozess?
Die Gründung der WASG im Juni 2004 stellt den
ersten konkreten Schritt auf bundesweiter Ebene in
diese Richtung dar. Die InitiatorInnen sind einer-
seits Gewerkschaftsfunktionäre und ehemalige SPD-
Mitglieder und andererseits ehemalige beziehungs-
weise Noch-PDS-Mitglieder. Sie vollziehen eine
Entwicklung nach, die ein großer Teil der abhängig
Beschäftigten, Erwerbslosen und Jugendlichen
schon vollzogen hat: Sie wenden sich von SPD und
PDS ab. Wenn die WASG in der Lage sein wird,
durch eine kämpferische Ausrichtung einen großen
Teil dieser Beschäftigten und Erwerbslosen anzu-
sprechen, kann sie heute bereits mehrere Zehntau-
send organisieren. Die Tatsache, dass viele der
GründerInnen der WASG aus dem mittleren
Funktionärsebene von verdi und IG Metall stam-
men, deutet den notwendigen Prozess eines Bruchs
der Gewerkschaften mit der SPD an.
Doch mit welchen Inhalten müsste eine neue Par-
tei aufgebaut werden. Auf welche Themen und
Aufgaben sollte sie sich konzentrieren? Wie sollte
die Struktur einer neuen Partei beschaffen sein?

Kämpferisch, demokratisch, sozialistisch

Die SAV beteiligt sich aktiv und solidarisch am Auf-
bau der WASG und setzt sich für die Bildung einer
neuen Partei durch die WASG ein. Wir treten dafür
ein, dass die WASG die Sachzwänge des Kapitals
ablehnt und eine konsequente Interessenspolitik –
orientiert an den „Sachzwängen“ der ArbeiterInnen,
Erwerbslosen, RentnerInnen und Jugendlichen be-
treibt. Das bedeutet, dass die WASG die Lehren aus
der Entwicklung der SPD ziehen und heute jegli-
che Sozialkürzungen, Privatisierungen und
Arbeitsplatzvernichtung ablehnen muss. Statt wie
die PDS Hartz IV etwas sozialverträglicher umzu-
setzen und Zwei- statt Ein-Euro-Jobs zu schaffen,
muss sich die WASG für gemeinsame Mobilisierun-
gen von Beschäftigten und Erwerbslosen einsetzen.
Nur wenn sie ein aktiver und kämpferischer Teil
der außerparlamentarischen Bewegung wird, kann
sie Menschen, Initiativen und Gruppierungen in
ihren Reihen organisieren, die sich gegen die herr-
schende Politik zu Wehr setzen wollen. Menschen,
die den etablierten Parteien richtigerweise nicht mehr
über den Weg trauen, müssen zu der Überzeugung
gelangen, dass die WASG anders ist. Das heißt aber,
dass die WASG auch ganz anders als die etablierten
Parteien aufgebaut sein muss – sie muss demokra-
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die WASG eine neue sozialdemokratische Partei im
Sinne der SPD der 70er Jahre werden sollte. Die
SPD vertrat in den 60er und 70er Jahren reformisti-
sche Positionen und setzte auf Sozialpartnerschaft
statt Klassenkampf. Vor dem Hintergrund des Nach-
kriegsaufschwungs war der Spielraum für materiel-
le Zugeständisse an die Arbeiter durch die Kapitali-
sten gegeben. Diese Basis hat sich heute grundle-
gend verändert. Durch die lang anhaltende und tie-
fer werdende wirtschaftliche Krise werden die fi-
nanziellen Spielräume für Zugeständnisse immer
enger. Hinzu kommt, dass die Kapitalisten seit dem
Zusammenbruch der stalinistischen Staaten ideolo-
gisch in der Offensive sind. Die Sozialpartnerschaft
wurde von den Unternehmern aufgekündigt und
die Angriffe auf Beschäftigte und Erwerbslose in-

WASG im Aufwind
Zur Ausrichtung und Struktur der WASG

tensiviert. Es ist höchste Zeit, daraus die
Schlussfolgerung zu ziehen, dass keine neue SPD
der 70er Jahre, sondern eine SPD, die der herrschen-
den Klasse den Kampf ansagt, nötig ist – ähnlich
wie vor 130 Jahren. Dafür muss die Debatte über
eine gesellschaftliche Alternative zum kapitalisti-
schen System und die Erfahrung mit den undemo-
kratischen stalinistischen Staaten in der WASG
geführtwerden. Die SAV setzt sich für ein sozialisti-
sches Programm der WASG ein.

Die folgenden Beiträge sollen die hier angespro-
chenen Fragen aufgreifen und vertiefen. Die Mehr-
heit der folgenden Artikel sind bereits in der Soli-
darität – Sozialistische Zeitung (Zeitung der SAV)
erschienen.

AktivistInnen zu organisieren und in die Arbeit ein-
zubinden. Das spiegelt sich auf den Treffen der
WASG wider. Bisher sind AktivistInnen aus den so-
zialen Bewegungen und betrieblichen Protesten un-
terrepräsentiert. Auch Jugendliche und Frauen prä-
gen nicht das Bild der WASG-Treffen.

Kämpferische Ausrichtung

Die Vorstellung, als Arm der Bewegung in den Par-
lamenten grundlegend etwas zu verändern ist falsch.
Es ist nichts dagegen einzuwenden, die Parlamente
zu nutzen, um für die Interessen der Arbeitnehmer-
Innen lautstark einzutreten.
So konnte SAV-Stadträtin Christine Lehnert im Rost-
ocker Stadtrat beispielsweise durchsetzen, dass die
Privatisierung der Südstadtklinik nicht im Jahr 2005
durchgeführt wird. Die Südstadtklinik wird aber nur
dann gerettet werden, wenn es einen entschlossen
Kampf der Belegschaft und der Bevölkerung Ro-
stocks geben wird. Insgesamt betrachtet bedeutet
das: Die Macht der Banken und Konzerne wird nur
dann herausgefordert werden, wenn Hunderttau-

Auf der Bundesdelegiertenkonferenz der WASG
Ende November werden die Weichen für eine Ur-
abstimmung über die Gründung einer Partei gestellt.
Tatsächlich hat die WASG die Möglichkeit, zu einer
neuen Partei mit Zehntausenden von Mitgliedern
zu werden und 2006 in den Bundestag einzuzie-
hen. Denn die Wut über Sozialabbau, Agenda 2010,
Hartz und Arbeitszeitverlängerung ist enorm. Die
Notwendigkeit einer neuen Partei wird mittlerweile
von vielen gesehen. Entscheidend bleibt trotzdem,
ob sich AktivistInnen aus Betrieben, Gewerkschaf-
ten und sozialen Bewegungen in ihr organisieren
und selbst aktiv werden.
Der Aufbau einer neuen Arbeiterpartei, einer Interes-
sensvertretung der Beschäftigten, Erwerbslosen und
ihrer Familien wie es die SPD ursprünglich war, ist
sicherlich komplizierter. Dazu ist es nötig, dass aus
zukünftigen Wellen von Klassenauseinanderset-
zungen Hunderttausende und Millionen die Schluss-
folgerung ziehen, selbst aktiv zu werden und ihr
Schicksal nicht mehr irgendwelchen Politikern zu
überlassen. Doch auch heute sind Schritte in diese
Richtung möglich. Einerseits um diesen Prozess zu
beschleunigen und um andererseits einen Bezugs-
punkt für bereits heute stattfindene betriebliche und
soziale Proteste zu schaffen.
Die Dynamik der Entstehung der WASG zeigt, wel-
cher Bedarf nach einer solchen neuen Partei be-
steht. Ihre Gründung ist Ausdruck der enormen
Geschwindigkeit, mit der sich die Klassen-
beziehungen verändern und in der politische Land-
schaft in Deutschland nieder schlagen. Das hat wich-
tige Rückwirkungen auf diesen Prozess selbst. Doch
die Politik der bisherigen Führung der WASG stellt
ihren Erfolg in Frage. Sie setzt nicht darauf, selbst
aktiv Kämpfe zu führen, sondern will „parlamenta-
rischer Arm“ der Bewegung sein. Das bedeutet, dass
ihre Methoden nicht primär darauf ausgerichtet sind,
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sende und Millionen aktiv werden. Deshalb muss
die WASG selbst in die Auseinandersetzungen ein-
greifen und Massen mobilisieren. Nur wenn  ihr
dies gelingt, kann sie mit Bewegungen und Kämp-
fen verschmelzen und wirklich politischer, und dann
auch parlamentarischer Ausdruck, dieser Kämpfe
und Bewegungen werden. Dazu muss sie selber
Teil, und zwar vorwärtstreibender Teil, solcher
Kämpfe werden. So kann die WASG selbst Vorschlä-
ge machen, aber auch einen Erfahrungsaustausch
und Debatten über die richtige Strategie und Alter-
nativen anbieten.
In einigen Orten, zum Beispiel in Berlin, hat sich
die WASG an den Montagsprotesten gegen Hartz IV
beteiligt. Das ist der richtige Ansatz. Gleichzeitig
muss die WASG aber auch aufzeigen, dass Demon-
strationen alleine nicht ausreichen werden, um die
Angriffe auf Löhne und Lebensbedingungen zu stop-
pen. Notwendig ist der gemeinsame Kampf von
Beschäftigen, Arbeitslosen und allen anderen Be-
troffenen. Die WASG kann zum Beispiel vor Betrie-
ben, in denen die Beschäftigten von Entlassungen
und Lohnkürzungen bedroht werden, Flugblätter
verteilen und betriebliche Proteste unterstützen.
Politisch muss sich die WASG dafür einsetzen, dass
die Gewerkschaften statt zögerlicher Proteste Streiks
bis hin zu einem eintägigen Generalstreik organi-
sieren.
Doch solange GewerkschaftsfunktionärInnen an der
Spitze der WASG stehen, die selbst in ihrer Organi-
sation nicht für einen grundlegend anderen Kurs
stehen, wird das schwierig.
Klaus Ernst, Mitglied im geschäftsführenden Bun-
desvorstand der WASG und IG-Metall-Bevollmäch-
tigter in Schweinfurt, organisierte einen der ersten
Streiks gegen die Agenda 2010 in Schweinfurt im
April 2003. Warum kam von den Gewerkschafts-
funktionärInnen in der WASG (einige erste Bevöll-
mächtigte der IG-Metall, IG-Metall-Bundesvorstands-
mitglieder, ver.di-BundessekretärInnen, ...) so we-
nig danach?!

Demokratie

Um erfolgreich zu sein, muss die WASG allerdings
auch klar machen, dass sie mit den korrupten Par-
teien der Unternehmer nichts gemein hat. Laut Mei-
nungsforschungsinstituten hat nur noch jeder zehnte
in Deutschland Vertrauen in Politiker oder Parteien
(Hamburger Abendblatt, 20. August 2004). In einer
neuen Partei sind Demokratie und Transparenz
notwendig.
Leider wird bisher von der Mehrheit der Initiatoren
der WASG eine Top-Down-Strategie umgesetzt. So
wurden in vielen Landesverbänden die Listen für
die Landesvorstände von oben festgelegt. Im Vor-
feld der Landesvorstandswahlen wurden Landes-
koordinatoren eingesetzt, die in Orten wie Berlin

nicht von der Mitgliedschaft akzeptiert waren. Or-
ganisierte Debatten um das politische Programm der
WASG zur Vorbereitung der Bundesdelegierten-
konferenz fanden kaum statt. Die Möglichkeit für
Mitglieder, sich über die Internetseite oder bundes-
weite Mitgliederrundbriefe und Mailinglisten gegen-
seitig auszutauschen und zu informieren, ist nicht
gegeben.
Ein solch bürokratisches und undemokratisches
Vorgehen stellt die zukünftige Entwicklung der
WASG in Frage: Die Gefahr ist groß, dass
AktivistInnen aus Betrieben, Gewerkschaften und
sozialen Bewegungen sich nicht auf eine Partei ein-
lassen werden, in der mit solchen Methoden gear-
beitet wird.
Die SAV setzt sich deshalb in der WASG dafür ein,
dass lokale Gruppen auf der Basis eines bundes-
weiten Grundkonsenses die Möglichkeiten haben,
selbständig zu handeln. Notwendig ist außerdem,
dass die WASG eine föderale Struktur annimmt, in
der Initiativen, kommunale Wahlbündnisse, gewerk-
schaftliche Netzwerke und Organisationen ihre Iden-
tität beibehalten und auch innerhalb der WASG wir-
ken können.
Um zu verhindern, dass es im Prozess des Aufbaus
der WASG zu einer Entfernung der  Funktionsträger-
Innen von der Mitgliedschaft und der WählerInnen
kommt, müssen diese jederzeitig wähl- und abwähl-
bar sein. Hauptamtliche und Abgeordnete der WASG
sollen dabei nicht mehr als einen durchschnittlicher
Facharbeiterlohn verdienen.

von Tinette Schnatterer, Stuttgart

Antrag an die
Bundesdelegiertenkonferenz
der WASG
Antragstellerin: Lucy Redler (SAV-Mitglied)

Die Landesmitgliederversammlung der
WASG Berlin beantragt, folgende Sätze als
Grundsatzentscheidung zu beschließen
und in das Programm einzufügen:

„Die WASG lehnt jede Form von Sozial-
kürzungen, Privatisierungen und Arbeits-
platzabbau zu Lasten von Beschäftigten,
Erwerbslosen, RentnerInnen und Jugend-
lichen ab und wird sich nicht daran beteili-
gen.
Eine Regierungsbeteiligung in Koalitionen
mit Parteien, die Sozialkürzungen betrei-
ben, schließt die WASG kategorisch aus.“
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Programm nötig,
in dem nicht das Kapital bestimmt
Zur Programmdiskussion innerhalb der WASG

dert und das GATS-Abkommen in den Grundzügen
akzeptiert.

Für ein sozialistisches Programm

Um der Offensive der Kapitalisten und ihrer Regie-
rungen etwas entgegen zu setzen, ist eine kämpfe-
rische Partei nötig, die nicht bei den Profitinteressen
der Banken und Konzerne halt macht.
Die WASG schreibt selbst: „Wir wollen auch über
weitergehende Alternativen und Visionen einer bes-
seren Welt diskutieren.“ Sie zieht darauf aber keine
Konsequenzen für Programm und Strategie. Dahin-
ter steht die Idee, heute eine möglichst breite Front
gegen den Neoliberalismus zu schaffen und dabei
auch bisherige AnhängerInnen von CDU/CSU ein-
zubinden.
So sprach sich Axel Troost auf der Landesmitglieder-
versammlung in Niedersachen am 9.10.04 dafür aus,
dass die WASG auch Norbert Blüm und Heiner
Geißler einbinden sollte. Den führenden Köpfen
der WASG zufolge steht die Überwindung des Ka-
pitalismus heute nicht auf der Tagesordnung und
antikapitalistische Verbalradikalität schreckt nur ab.
Dahinter steckt der Gedanke, im Rahmen des Kapi-
talismus, zumindest für eine gewisse Periode, den
Neoliberalismus zurück zu drängen und soziale
Reformen im Interesse von Erwerbslosen und Be-
schäftigten durchzusetzen.
Die SAV ist dagegen der Meinung, dass erstens so-
ziale Reformen heute nur durch massive Mobilisie-
rungen von Beschäftigten und zweitens im Kapita-
lismus nicht dauerhaft durchsetzbar sind. Wenn wir
langfristig sichere, menschenwürdige Arbeit zu an-
gemessenen Löhnen für alle, eine saubere Umwelt,
eine friedliche Welt und eine demokratische Kon-
trolle über die Wirtschaft erreichen wollen, dann
werden wir in Konflikte mit den Kapitalbesitzern
geraten, die im Rahmen der kapitalistischen Staats-
und Wirtschaftsordnung nicht dauerhaft zugunsten
der ArbeitnehmerInnen zu entscheiden sind. Denn
diese Forderungen können nur bleibend durchge-
setzt werden, wenn nicht mehr Markt- und Profit-
gesetze Wirtschaft und Politik bestimmen, sondern
die Bedürfnisse von Mensch und Natur.
Letztlich stellt sich die Frage, ob man die kapitalisti-
schen Macht- und Eigentumsverhältnisse, also den
kapitalistischen Staat mit all seinen Institutionen und
Gesetzen, die Marktwirtschaft und das Privateigen-
tum an den Banken und Konzernen, als Rahmen
der eigenen Politik betrachtet oder ob man bereit
ist, über diesen Rahmen hinaus zu gehen.

Zur Zeit findet in vielen regionalen Gruppen und
Landesverbänden eine Debatte um das zukünftige
Parteiprogramm der WASG statt. Es soll bei der
Bundesdelegiertenkonferenz der WASG diskutiert
und beschlossen werden. Im Programmentwurf des
Bundesvorstands vom 30.8. heißt es: „Eine andere
Welt ist möglich als die, in der das Kapital bestimmt.“
Doch was schlägt die WASG vor?
Im Programmentwurf finden sich viele richtige For-
derungen: Ein öffentliches Investitionsprogramm, die
Verkürzung der Arbeitszeit bei vollem Lohn-und
Personalausgleich, die Wiedereinführung der Ver-
mögenssteuer und andere Forderungen.
Der Entwurf erklärt jedoch nicht, wie diese Forde-
rungen durchgesetzt werden können. Diese Frage
steht in einem direkten Zusammenhang mit den
Ursachen der gegenwärtigen Situation. Die Autor-
Innen gehen davon aus, dass ihre Vorschläge nicht
nur sozial gerechter, sondern auch „wirtschaftspoli-
tisch besser“ seien, also zu mehr Wachstum, Sozial-
staat und „einer Vollbeschäftigung neuen Typs“ füh-
ren. Sie erwecken den Eindruck, dass die von ih-
nen vorgeschlagene Politik im Interesse aller Teile
der Gesellschaft ist – Arbeitgeber wie Arbeitneh-
merInnen und Erwerbslose.
Doch die Ursachen für die permanenten Angriffe
auf Sozialleistungen und Löhne liegen in der Profit-
krise der kapitalistischen Gesellschaft. Die Klasse
der Unternehmer und Großaktionäre will auf Ko-
sten der ArbeitnehmerInnen und Erwerbslosen ihre
sinkenden Profitraten sanieren. Daraus ergibt sich,
dass jede Verbesserung für die Masse der Bevölke-
rung durch die Profite der Banken und Konzerne
finanziert werden müsste und dementsprechend nur
im Kampf gegen diese durchgesetzt werden kann.

Kämpferisch oder staatstragend?

Anstatt aber auf die Aktivität der Beschäftigten, Ju-
gendlichen und Erwerbslosen zu setzen, bietet der
WASG-Bundesvorstand ein auf die Politik in den
Parlamenten orientiertes Programm an. So appel-
liert der Entwurf beispielsweise an „Deutschland,“
für eine bessere Sozialpolitik in der EU, sein „Ge-
wicht in die Waagschale“ zu werfen.
Ingesamt fällt der Programmentwurf hinter das Pro-
gramm zum Beispiel von Attac oder anderen Teilen
der Bewegung gegen Sozialkahlschlag zurück. So
wird ein Spitzensteuersatz gefordert, der mit 47 Pro-
zent unter jenem aus der Zeit der Kohl-Regierung.
Auf internationaler Ebene wird lediglich die Demo-
kratisierung von IWF, WTO und Weltbank gefor-
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Zwei Beispiele: Die Beschäftigten des Waggonbauers
Bombardier in Halle (Saale) kämpfen gegen die
Schließung ihrer Fabrik. Diese ist wahrscheinlich
nur dauerhaft zu retten, wenn die Eigentümer ent-
eignet werden und der Betrieb in öffentlicher Hand
fortgeführt wird. Gleichzeitig wäre es nötig einen
Produktionsplan aufzustellen, der auf öffentlichen
Investitionen im Verkehrswesen beruht. Im Rahmen
des Kapitalismus: nicht machbar.
Zweites Beispiel: Berlin ist pleite. Die Banken ver-
dienen sich dumm und dämlich an den Zins-
zahlungen des Landes. Der Senat garantiert die
Gewinne für die Investoren bestimmter Fonds bei
der Bankgesellschaft, die Zeche zahlt die Allgemein-
heit durch Sozialkürzungen und Lohnraub im öf-
fentlichen Dienst. Ein Ausweg aus dieser Situation
ist nur denkbar, wenn die Macht der Banken ge-
brochen wird. Die Zinszahlungen müssten einge-
stellt werden, die Banken in öffentliches Eigentum
überführt werden.
Sozialistische Politik bedeutet nicht nur die Perspek-
tive einer grundlegenden Veränderung der gesell-
schaftlichen Verhältnisse zu haben, sondern auch
und insbesondere hier und heute entschieden und

Beitrag von SAV-Mitgliedern zur
Programmdiskussion in der WASG
Wir dokumentieren im Folgenden einen Beitrag
von SAV-Mitgliedern, die in der WASG aktiv sind,
zur Diskussion über das zukünftige Programm der
WASG in gekürzter Form wider. Dieser setzt sich
dafür ein, dass der Programmentwurf der WASG
auf Grundlage des Beitrages neu erarbeitet wird.
In voller Länge ist er unter www.sozialismus.info/
modules.php?name=News&file=article&sid=1035
abrufbar:

Eine andere Politik ist nötig!
(...)
Diese Offensive führen Arbeitgeber und Regierung
gemeinsam. Ihr Ziel besteht darin, die Profite von
Kapitalbesitzern, die vor dem Hintergrund einer
verschärften Weltmarktkonkurrenz und der Krise des
kapitalistischen Wirtschaftssystems bedroht sind, zu
Lasten der Beschäftigten und Erwerbslosen zu si-
chern. Nicht die Unternehmen, die Tausende von
Arbeitsplätzen streichen, sollen für die Massenar-
beitslosigkeit bezahlen, sondern die BezieherInnen
von Arbeitslosenhilfe. Beschäftigte sollen unentgelt-
lich länger arbeiten, um ihrem Unternehmen einen
Wettbewerbsvorteil zu sichern. Gleichzeitig wird der
Spitzensteuersatz für Unternehmen durch die Re-
gierung gesenkt.
Das Vorgehen von Arbeitgebern und Regierung ist
kein Zufall, sondern entspricht der Logik des Kapi-
talismus. (...) Die Interessen von Millionen Erwerbs-

konsequent die Interessen der Lohnabhängigen und
Erwerbslosen zu vertreten und sich in keiner Situa-
tion auf die kapitalistische Logik einzulassen. Die
Notwendigkeit hier und heute mit kapitalistischen
Prinzipien zu brechen ergibt sich aus den zu füh-
renden Kämpfen.

Deshalb treten wir dafür ein, den Kampf für die
angesprochenen Verbesserungen mit der Perspek-
tive auf eine grundlegende Veränderung der gesell-
schaftlichen Verhältnisse zu führen.
Dazu ist die Überführung der großen Banken und
Konzerne in öffentliches Eigentum unter demokra-
tischer Kontrolle und Verwaltung der arbeitenden
Bevölkerung und die demokratische Planung der
Wirtschaft eine Voraussetzung. Denn kontrollieren
kann man nur, was einem auch gehört. Deshalb
schlägt die SAV vor, dass eine neue Partei für die
Einführung einer sozialistischen Demokratie eintritt
und ihren Einsatz für die Erkämpfung von Refor-
men damit verbindet, zu erklären, dass es notwen-
dig ist, den Kapitalismus abzuschaffen.

von Sascha Stanicic und Lucy Redler, Berlin

losen und Beschäftigten stehen den Interessen ei-
ner Minderheit von  Millionären unversöhnlich ge-
genüber. (...)

Kapitalismus in der Krise

Im Nachkriegsaufschwung konnte dieser Wider-
spruch durch soziale Zugeständnisse, die sich die
Arbeiterbewegung von den Kapitalbesitzern er-
kämpfte, teilweise verdeckt werden. Im Verlauf der
Geschichte hat sich jedoch gezeigt, dass der Kapi-
talismus langfristig nicht zu bändigen und sozial-
verträglich zu gestalten ist, so dass alle - Kapitali-
sten und Arbeiter - davon profitieren würden. In
jeder Wirtschaftskrise, und diese Krisen sind dem
kapitalistischen System immanent, haben die Un-
ternehmer versucht, soziale Zugeständnisse wieder
rückgängig zu machen.
Die keynesianistische Wirtschaftspolitik ist in den
60er und 70er Jahren davon ausgegangen, dass die
Lösung der Krisenhaftigkeit des Kapitalismus darin
bestünde, die Nachfrage in Krisenzeiten durch staat-
liche Investitionen zu erhöhen. Dagegen sollten in
Boomzeiten Kapitalreserven für die nächste Krise
angespart werden. Durch Umverteilung von oben
nach unten (durch Lohnerhöhungen, Anhebung von
Unternehmenssteuern etc.) sollte die effektive Nach-
frage generell gestärkt werden. Diese Wirtschafts-
politik hat sich in den 60er und frühen 70er Jahren
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jedoch als unfähig erwiesen, die grundlegenden
Widersprüche des kapitalistischen Systems zu lö-
sen. Seit Mitte der 70er Jahre befindet sich die kapi-
talistische Weltwirtschaft in einer langanhaltenden
Niedergangsphase, die durch wirtschaftliche Stagna-
tion und Rezession geprägt ist. Schwache Auf-
schwungszyklen sind nicht in der Lage, diesen Trend
umzukehren oder  die Massenarbeitslosigkeit ab-
zubauen.
Mit dem Einsetzen der Krise und dem Scheitern des
Keynesianismus wurde der Neoliberalismus zum
unangefochtenen Dogma bürgerlicher Politik. Die-
ser neoliberal-kapitalistischen Politik haben sich
heute alle etablierten Parteien und auch die PDS
verschrieben. Die Ära der sogenannten Sozialpart-
nerschaft ist vorbei. Die Offensive der Banken und
Konzerne wurde durch den Wegfall der System-
konkurrenz nach dem Zusammenbruch der stalini-
stischen Diktaturen in der UdSSR und Osteuropa
begünstigt. Diese mussten keine Rücksicht mehr auf
„den dritten Mann bei den Tarifverhandlungen“ neh-
men und konnten zu einer neuen Qualität von of-
fenem Klassenkampf von oben übergehen. Diese
oder ähnliche Entwicklungen finden zur Zeit in fast
allen kapitalistischen Staaten statt.
Die Vorstellung eines sozialen, humanen und fried-
lichen Kapitalismus ist jedoch nicht nur wirtschafts-
politisch gescheitert, sondern ist auch von der poli-
tischen Grundannahme falsch. Ein staatlich regu-
lierter und sozial gerechter Kapitalismus steht im
Widerspruch zu der Tatsache, dass die entscheiden-
de Machtquelle in jeder Gesellschaft das Eigentum
an Produktionsmitteln ist. Die wirtschaftliche Macht
dieser herrschenden Klasse ist auch die Basis für
politische Macht und Kontrolle über den Staatsap-
parat. Das ist der Grund, weshalb die Arbeitgeber
gemeinsam mit der Bundesregierung und den Re-
gierungen auf Länder- und kommunaler Ebene die
Lebensbedingungen der Beschäftigten und Erwerbs-
losen auf frühkapitalitische Verhältnisse zurück
schrauben wollen.

Grundsätze unseres Programms

Die Massendemonstrationen gegen Sozialabbau,
betriebliche Proteste gegen Arbeitszeitverlänger-
ungen und Lohnkürzungen und die Proteste gegen
Hartz IV haben hunderttausende Menschen mobili-
siert. (...) Die WASG unterstützt jede mögliche Stei-
gerung dieser und zukünftiger Proteste, einschließ-
lich des Streiks als traditionelles Kampfmittel der
Arbeiterbewegung. Bei den Protesten ist aber auch
die Frage nach einer politischen Alternative für Mil-
lionen von Menschen auf die Tagesordnung gestellt
worden.
(...)
Die WASG will einen Anfang machen, eine solche
Partei aufzubauen. Unsere einzigen Sachzwänge

sind die Interessen der Beschäftigten und Erwerbs-
losen. Wir verpflichten uns, jegliche Form von Sozial-
abbau, Privatisierungen und Arbeitsplatzvernichtung
abzulehnen und Regierungsbeteiligungen mit Par-
teien, die unsoziale Politik betreiben, grundsätzlich
auszuschließen. (...) Wir stützen uns zur Durchset-
zung unserer Forderungen auf die Aktivität und Mo-
bilisierung von abhängig Beschäftigten, Erwerbslo-
sen und Jugendlichen und treiben diese voran.
Außerparlamentarische Bewegungen (Demonstra-
tionen, Streiks, Betriebsbesetzungen etc.) sind der
entscheidende Faktor im Kampf um die Verbesse-
rung der Lebensbedingungen der Masse der Bevöl-
kerung.
Die WASG  versteht sich als Teil dieser Bewegung.
Wir wollen die unterschiedlichen Bewegungen und
Proteste bündeln und politisch verallgemeinern. (...)
Parlamentarische Positionen werden wir vor allem
als Plattform zur Verbreitung unserer politischen
Alternative und zur Unterstützung außerparlamen-
tarische Bewegungen nutzen.
Dabei wollen und können wir die Gewerkschaften
nicht ersetzen. Die Gewerkschaften stellen originär
die stärkste Kampforganisation der gesamten Arbei-
terklasse dar. Sie können dabei nicht politisch neu-
tral sein. Die WASG unterstützt gewerkschaftliche
und betriebliche Kämpfe und wird helfen, diese zu
vernetzen. Kämpferische Basisinitiativen auf betrieb-
licher und gewerkschaftlicher Ebene erhalten un-
sere Unterstützung und wir setzen uns in den
gewerkschaftspolitischen Debatten für einen Kurs-
wechsel der Gewerkschaften hin zu einer kämpfe-
rischen Politik ein.
Unsere Strukturen entsprechen unseren Zielen und
unserem demokratischen Selbstverständnis. Die
VertreterInnen der WASG im Parlament und ihre
hauptamtlichen MitarbeiterInnen lehnen deshalb
jegliche Form von Entlohnung, die über einen durch-
schnittlichen Facharbeiterlohn hinausgeht, ab. Sie
sind darüberhinaus jederzeit wähl- und abwählbar.

Unsere Ziele

1. Verteilung der vorhandenen Arbeit auf alle

Vor dem Hintergrund von Überkapazitäten und sin-
kenden Absatzmöglichkeiten treten die Kapitalisten
in einen verschärften Konkurrenzkampf, in dem
Millionen von Menschen arbeitslos gemacht wer-
den und Produktionskapazitäten stillgelegt werden
- nicht weil es danach keinen Bedarf gibt oder die
Menschen nicht arbeiten wollen, sondern weil da-
mit kein zusätzlicher Profit zu erzielen ist. So hat
sich in der Bundesrepublik die offizielle Arbeitslo-
sigkeit in jeder Rezession deutlich gesteigert. Pro-
duktivitätssteigerungen werden zu verschärfter Ra-
tionalisierung (und damit zur Ausdünnung von
Belegschaften) genutzt. (...)
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Die WASG fordert:

- Verteilung der vorhandenen, gesellschaftlich sinn-
vollen Arbeit auf alle durch drastische Arbeitszeit-
verkürzung bei vollem Lohn- und Personalaus-
gleich; als ersten Schritt: Verkürzung der Arbeits-
zeit auf 30 Stunden pro Woche

- Öffentliche Investitionen und Neueinstellungen in
den Bereichen Umwelt, Bildung und Soziales zur
Schaffung von einer Million neuer Arbeitsplätze
jährlich

- Nein zu Privatisierungen - Rückführung aller pri-
vatisierten Betriebe in öffentliches Eigentum bei
demokratischer Kontrolle und Verwaltung durch
die Beschäftigten

- Gleicher Lohn für gleiche Arbeit: Drastische Lohn-
erhöhungen in frauendominierten Bereichen

- Gleicher Lohn in Ost und West
- Mindestlohn von 2.000 Euro brutto im Monat für

einen Vollzeitbeschäftigten bzw. 12 Euro brutto
pro Arbeitsstunde

- Finanzierung durch drastische progressive Besteue-
rung von Gewinnen und Vermögen

- Überführung von Unternehmen, die Massenent-
lassungen durchführen, Betriebsteile ins Ausland
verlagern oder Betriebe schließen, in öffentliches
Eigentum unter demokratischer Kontrolle der Be-
schäftigten

2. Soziale Sicherung und Gesundheitswesen

Die hohe Arbeitslosigkeit und die Reallohnverluste
der abhängig Beschäftigten in den letzten Jahren
haben zu großen Einnahmedefiziten der Sozialver-
sicherungen geführt. Die Arbeitgeber behaupten
jedoch, dass die wichtigsten Gründe für die Löcher
in den Sozialkassen die hohen Kosten und die an-
steigende Zahl älterer Menschen sind. Das ist falsch.
Die Ausgaben im Gesundheitswesen sind zwar ab-
solut gestiegen. Ihr Anteil am Bruttoinlandsprodukt
ist aber in den letzten fünfundzwanzig Jahren kon-
stant geblieben. Ähnliches gilt für die Rente: Solan-
ge die Arbeitsproduktivität steigt, ist der Zuwachs
älterer Menschen ohne Weiteres finanzierbar. Die
Arbeitgeber verbreiten diese Lügen nur, um die Fi-
nanzierung der sogenannten Lohnnebenkosten (die
in Wirklichkeit nichts anderes sind als Lohnkosten,
die zur Aufrechterhaltung der Arbeitskraft dienen)
zu Lasten der Beschäftigten zu verschieben.
Genau das beabsichtigen die Arbeitgeber und ihre
Parteien mit den Vorschlägen zur Einführung eines
Kopfpauschalensystems oder einer Bürger-
versicherung im Gesundheitswesen. Beide dienen
der Entlastung der Arbeitgeber. Schon heute zahlen
die Beschäftigten durch umfassende Zu-
zahlungsregelungen zwei Drittel der Kosten der
Krankenversicherung, während die Pharmaindustrie
riesige Gewinne verbucht. Dabei sind die Arbeits-

bedingungen im Kapitalismus die Hauptursache für
Erkrankungen.

Die WASG tritt ein für:

- Rücknahme aller Sozialkürzungen
- Mindestsicherung / Mindestrente von 750 Euro

plus Warmmiete
- Nein zur Privatisierung von Kranken- und Renten-

versicherung
- Zusammenführung aller Krankenkassen zu einer

einzigen öffentlichen Krankenkasse bei
Arbeitsplatzgarantie für alle Beschäftigten als er-
ster Schritt zu einem öffentlichen, kostenlosen Ge-
sundheitswesen – finanziert durch die Gewinne
der Banken und Konzerne

- Überführung der Pharmaindustrie in Gemeinei-
gentum; demokratische Kontrolle und Verwaltung
durch gewählte VertreterInnen der Beschäftigten
und der Allgemeinheit

3. Bildung und Ausbildung für alle

Als im Nachkriegsaufschwung viele gut ausgebil-
dete Fachkräfte benötigt wurden, wurde in den 60er
Jahren in der BRD mehr Geld in Bildung investiert.
Diese Voraussetzungen existieren nicht mehr. Heu-
te haben die Banken und Konzerne vor allem ein
Interesse an einer kleinen Zahl von gut ausgebilde-
ten Eliten. Darum wird die Selektion an Schulen
und Unis verstärkt, die Lern- und Lehrmittelfreiheit
eingeschränkt und Studiengebühren eingeführt. Eine
optimale Bildung können sich nur noch Kinder rei-
cher Eltern leisten. Übernahmegarantien für Auszu-
bildende werden gestrichen und die Zahl der Lehr-
stellen insgesamt gesenkt. Hartz IV zwingt Jugend-
liche zur Aufnahme von Billigarbeit.

Die WASG fordert:

- Bildung ist keine Ware - für ein öffentliches ko-
stenloses Bildungswesen

- Einführung der integrierten Gesamtschule als Regel-
schule

- Einführung eines elternunabhängigen BaföG von
800 Euro netto

- Qualifizierte Ausbildung für JedeN bei freier Be-
rufswahl und unbefristete Übernahme im erlern-
ten Beruf

- Einführung einer Ausbildungsquote von zehn Pro-
zent (bezogen auf die Beschäftigtenzahl eines Be-
triebes) und Ausbildungsplatzabgabe

- Wahl einer kollektiven Leitung an Schulen, Hoch-
schulen und Berufsschulen; zusammengesetzt aus
VetreterInnen von LehrerInnen/DozentInnen,
SchülerInnen/Studierenden, Eltern und Gewerk-
schaften
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4. Gleiche Rechte für alle hier lebenden Men-
schen

Im Zuge verschärfter Konflikte zwischen Arbeitge-
bern einerseits und Erwerbslosen und Beschäftig-
ten andererseits wird der bürgerliche Staatsapparat
ausgebaut. Der 11. September wurde genutzt, um
unter anderem die Rechte von ImmigrantInnen
weiter abzubauen. Angebliche „Anti-Terror-Maßnah-
men“ dienen aber auch dazu, die Möglichkeit zu
haben, in Zukunft die Repressionen gegen die ar-
beitende Bevölkerung in Deutschland zu verschär-
fen. Um die Herrschaft einer kleinen Minderheit über
die große Mehrheit aufrecht zu erhalten, soll die
arbeitende Bevölkerung gespalten werden - in Deut-
sche und AusländerInnen, Ostdeutsche und West-
deutsche, Männer und Frauen etc. Ein gemeinsa-
mer Kampf von deutschen und ausländischen
ArbeiterInnen und Erwerbslosen gegen Unter-
nehmerwillkür wäre das beste Mittel gegen rassisti-
sche Spaltungspolitik und könnte auch den Neo-
nazis den Boden unter den Füßen wegziehen.

Wir fordern:

- Rücknahme aller Anti-Terror-Gesetze – Ausbau statt
Abbau demokratischer Rechte

- Gegen jede Form der Diskriminierung aufgrund
von Hautfarbe, Nationalität, Geschlecht, sexueller
Orientierung oder Behinderung

- Gegen staatlichen Rassismus – Rücknahme aller
Ausländergesetze

- Mobilisierung zur Verhinderung aller Nazi-Aktivi-
täten

5. Gegen Krieg und Kapitalismus

Der globalisierte Kapitalismus ist von einer
Zunahme militärischer und kriegerischer Ausein-
andersetzungen geprägt. Ursache hierfür sind die
verschärfte Weltmarktkonkurrenz und das Ende
der Systemkonkurrenz zwischen den ehemals
stalinistischen und den kapitalistischen Staaten,
welche in der Nachkriegsepoche die innerkapita-
listischen Konflikte dämpfte. Der sogenannte
„Krieg gegen Terror“ ist in Wirklichkeit ein Krieg
zur Verteidigung und Erlangung von Rohstoffen,
Einflusssphären und Absatzmärkten. Krieg ist die
Fortsetzung von Politik mit anderen Mitteln. Diese
Politik, die imperialistische und neokoloniale Do-
minanz über die Länder der südlichen Halbkugel,
und ihre Folgen sind die eigentliche und tiefere
Ursache für die Zunahme von religiösem
Fundamentalismus und Terror.

Unsere Forderungen sind:

- Gegen Auslandseinsätze der Bundeswehr

- Stopp von Rüstungsexporten
- Überführung der Rüstungsindustrie in öffentliches

Eigentum bei demokratischer Kontrolle der Be-
schäftigten; Umstellung auf zivile Produktion bei
Arbeitsplatzgarantie

6. Für eine neue Weltwirtschaftsordnung

Im Zeitalter von Globalisierung und Neoliberalis-
mus treibt das auf Profitmaximierung basierende
kapitalistische Wirtschaftssystem die Welt in immer
schlimmere Krisen und Katastrophen: Massen-
verarmung, Massenerwerbslosigkeit, Zerstörung der
Natur, Kriege.
Die große Rolle der Finanzmärkte in der Weltwirt-
schaft und die Konzentration von Kapital verstär-
ken diese Krisenerscheinungen, sind aber selber
Folge der dem Kapitalismus innewohnenden Ge-
setzmäßigkeiten. Der globalisierte Kapitalismus ist
aber kein von freischwebenden transnationalen
Konzernen beherrschtes und unangreifbares System.
Politische Entscheidungen werden weiterhin von
nationalen Regierungen beziehungsweise durch na-
tionale Regierungen zusammengesetzte internatio-
nale Institutionen getroffen und wirtschaftliche
Macht ist weiterhin im Privateigentum einer klei-
nen Minderheit an den multinationalen Banken und
Konzernen lokalisierbar.
Es ist möglich, politische Entscheidungen zu tref-
fen, die dem Neoliberalismus Einhalt gebieten. Dazu
fehlt den Politikern der etablierten Parteien und
Regierungen aber der Wille. Solche Entscheidun-
gen würden jedoch den Widerspruch zwischen
Kapital und Arbeit verstärken und zu Gegenmaß-
nahmen der Unternehmerverbände führen (Inves-
titionsstreiks, Kapitalabfluss, Regierungsumstürze
durch undemokratische Maßnahmen etc.) und da-
mit die entscheidende Frage nicht beantworten, son-
dern umso deutlicher stellen: Wer kontrolliert die
Produktionsmittel und nach welcher Logik funktio-
niert die Wirtschaft?
Eine an den bedürfnissen von Mensch und Umwelt
orientierte Wirtschaft muss die kapitalistische Profit-
logik überwinden. Dies ist nur möglich, wenn die
den Weltmarkt kontrollierenden Banken, Konzerne
und Versicherungen nicht länger in Privateigentum
verbleiben, sondern durch öffentliches Eigentum der
demokratischen Kontrolle und Verwaltung der Mehr-
heit der Bevölkerung ausgesetzt werden. Das bietet
die Grundlage dafür, dass die arbeitende Bevölke-
rung selbst bestimmt, welche Produkte gesellschaft-
lich sinnvoll sind und die Produktion demokratisch
plant. Eine solche Gesellschaft wäre eine sozialisti-
sche Demokratie.
Sie hätte nichts gemein mit den stalinistischen Staa-
ten der DDR, UdSSR und Osteuropas. Diese waren
undemokratische Ein-Parteien-Diktaturen, die durch
die Zerstörung jeglicher Demokratie und Eigenin-
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Lafontaine is back. Nach seiner Ankündigung mög-
licherweise die Wahlalternative Arbeit und Soziale
Gerechtigkeit (WASG) zu unterstützen, ist er wie-
der in aller Munde. SPD-Politiker geraten in Panik,
denn sie wissen: Lafontaine spricht mit seiner Kritik
an der Agenda 2010 und an deutschen Kriegseins-
ätzen Millionen aus der Seele. Ausschließen wollen
sie ihn aber nicht, denn „Lafontaine ist außerhalb
der SPD gefährlicher als in der Partei“ (SPD-Vorsit-
zender Müntefering). Das stimmt.
Mit Lafontaine würde die WASG beziehungsweise
die sich daraus bildende neue Linkspartei auf ei-
nen Schlag bundesweit von Millionen wahr und
ernst genommen. Sie würde zu einem politischen
Faktor und zehntausende enttäuschte (Ex-) Sozial-
demokratInnen würden ihm folgen. Ein Einzug der
WASG in den Bundestag wäre noch wahrscheinli-
cher. Warum? Weil Lafontaine in den Augen breiter
Massen als ein Linker gilt, der Arbeitnehmerinter-
essen vertritt und die Reichen zumindest Steuern
zahlen lassen will. Und weil er eine bundesweit
bekannte und anerkannte Führungspersönlichkeit
ist, der jeder und jede zutraut, eine Partei aufzu-
bauen und zu führen.
Eine andere Galionsfigur mit ähnlicher Ausstrah-
lungskraft kann die WASG nicht aufbieten. Daher
verwundert es nicht, dass der WASG-Vorsitzende
Klaus Ernst Lafontaine schon mal „sehr willkommen“
heißt. Lafontaine hat angekündigt, bis 2006 abwar-
ten zu wollen: Tritt Schröder zurück, bleibt er in
der SPD. Doch es ist wohl wahrscheinlicher, dass
eine Eigendynamik einsetzt, die Lafontaine auch
früher zur WASG stoßen lässt, unabhängig davon,
ob die SPD ihn raus wirft oder nicht.

Sozialistischer Flügel nötig

Lafontaines Beitritt würde für die WASG beziehungs-
weise eine neue Linkspartei eine Stärkung in dem
Sinne bedeuten, dass deutlich mehr Gewerk-
schafterInnen, ArbeitnehmerInnen und Erwerbslo-
se die neue Partei wählen, Veranstaltungen besu-

itiative die Bevölkerung lähmten und wirtschaftli-
che Weiterentwicklung verhinderten.
Diese gesellschaftliche Zielsetzung ist kein abstrak-
tes Ziel für eine ferne Zukunft, sondern ermöglicht
uns eine Strategie im Kampf gegen die Offensive
von Regierung und Kapital zu entwickeln und ver-
hindert, dass wir die Entwicklung von SPD, Grü-
nen und PDS nachzeichnen.
Nur die Ablehnung, die Sachzwänge des Kapitalis-
mus zu akzeptieren, ermöglicht es, konsequent die
Interessen der  Arbeiter, Angestellten, kleinen Be-
amten, Erwerbslosen, RentnerInnen und Jugendli-
chen zu vertreten.

Deshalb treten wir ein für:

- Überführung der Banken, Konzerne und Versiche-
rungen in Gemeineigentum

- Demokratische Kontrolle und Verwaltung durch die
arbeitende Bevölkerung

- Statt überbezahlter und korrupter Manager und Bü-
rokraten in Wirtschaft und Verwaltung: durchschnitt-
licher Facharbeiterlohn und jederzeitige Wähl- und
Abwählbarkeit aller Personen in Leitungsfunktionen

- Statt Produktion für den Profit - Planung der Pro-
duktion nach den Bedürfnissen von Mensch und
Natur

Hoffnungsträger Oskar Lafontaine?
chen und sogar Mit-
glied werden würden.
Doch um aus der
WASG eine wirkliche
Massenpartei der er-
werbstätigen und er-
werbslosen Arbeiter-
klasse in Deutschland
zu machen – sprich:
eine Partei mit hun-
derttausenden Mit-
gliedern und Akti-
vistInnen in Nachbar-
schaften, Betrieben,
Schulen und Hoch-
schulen – bedarf es ei-
nes Programm, das konsequent die Interessen der
Masse der Bevölkerung gegen die Geldsäcke in die-
sem Land vertritt, und einer Praxis, die ArbeiterInnen
und Erwerbslose zu Protesten mobilisiert und orga-
nisiert. Innerhalb der WASG gibt es Kräfte, die eine
solche Ausrichtung wollen, doch die Mehrheit der
derzeitigen Führung hat eine weitestgehend parla-
mentarische Orientierung und stellt das kapitalisti-
sche System nicht in Frage. Dieser Flügel würde
durch Lafontaine gestärkt.
Wir sollten nicht vergessen: Lafontaine war nicht
nur SPD-Vorsitzender in den Jahren des Rechtsrucks
der Partei, sondern auch saarländischer Minister-
präsident und Bundesfinanzminister. Er ist über-
zeugt, dass er den Kapitalismus besser managen
kann als die Neoliberalen. Und dazu war und wird
er auch zu Maßnahmen bereit sein, die die Masse
der Bevölkerung treffen. Schon in der Vergangen-
heit hat er Lohnverzicht bei Arbeitszeitverkürzung
gefordert, Privatisierungen unterstützt und die Er-
höhung des Renteneintrittsalters vorgeschlagen.
Kommt Lafontaine ist der Aufbau eines starken und
kämpferischen sozialistischen Flügels in der WASG
umso dringender.

von Sascha Stanicic, Berlin

Lafontaine ist überzeugt, dass er
den Kapitalismus besser managen
kann als die Neoliberalen



nen 10.000 bis 15.000 Euro im Monat. Der offene
Übergang ins Management oder ein Ministeramt ist
für sie die logische Fortsetzung ihrer Karriere. So ist
beispielsweise der ehemalige ÖTV-Vorsitzende Her-
bert Mai heute Arbeitsdirektor bei Fraport (Frankfur-
ter Flughafen).

Entpolitisierung und Entdemokratisierung

Prokapitalistische Politik und Privilegien für die Spit-
zenfunktionäre hatten auch zur Folge, dass inner-
gewerkschaftliche Demokratie und lebendige Dis-
kussionen zurück gedrängt wurden. Die Politik der
Gewerkschaftsspitzen ist heute durch Stellvertreter-
politik statt Aktivierung der Mitgliedschaft, durch Ge-
heimdiplomatie statt demokratischer Einbeziehung
der Basis, durch Spaltung statt Solidarität und durch
Kapitulation statt Streik geprägt. Die heutigen Ge-
werkschaftsführer machen die Gewerkschaften von
Kampforganisationen zu Dienstleistungsunternehmen
– zu einem ADAC für Arbeitnehmer. Statt den Renten-
klau zu bekämpfen, treten Gewerkschaften zum Bei-
spiel heute als Agenten für private Zusatzversiche-
rungen auf. Die Folge der ange-passten Politik ist,
dass die Gewerkschaften entpolitisiert und viele ge-
werkschaftlichen Strukturen in den Betrieben zusam-
mengebrochen sind und qualitativ geschwächt wur-
den. Eine Vielzahl von Vertrauenskörpern in Groß-
betrieben wurde in den verlängerten Arm von Be-
triebsräten, die Co-Management betreiben, umfunk-
tioniert.

Errungenschaften der Vergangenheit

Im Nachkriegsaufschwung mit hohem Wirtschafts-
wachstum, einem wachsenden Weltmarkt, ausgela-
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Zum Verhältnis der WASG zu den
Gewerkschaften
Die Arbeiterklasse ist die einzige Kraft in der Gesell-
schaft, die aufgrund ihrer Stellung in der Produktion
und ihrer Fähigkeit zu kollektiver Gegenwehr und
Solidarität die Lage der arbeitenden Menschen durch
Kampf verbessern und den Kapitalismus abschaffen
kann. Die Existenz und potentielle Macht der Arbei-
terklasse zeigt sich beim Streik der OpelarbeiterInnen
in Bochum. Durch ihren Streik legen sie nicht nur
ihr Werk, sondern Werksteile von General Motors in
ganz Europa lahm. Ein Streiktag kostet General Mo-
tors dabei 30 Millionen Euro.
Um bessere Lebens- und Arbeitsbedingungen und
eine andere Gesellschaft zu erkämpfen, hat die Ar-
beiterklasse einst sozialistische Parteien und Gewerk-
schaften gegründet. In Deutschland bildeten SPD und
Gewerkschaften über lange Perioden die organisier-
te Arbeiterbewegung, die sich gegenseitig
beeinflussten und mitgliedermäßig eng verflochten
waren. Alle sozialen Errungenschaften und demo-
kratischen Rechte sind Ergebnisses des Kampfes der
Arbeiterbewegung. Die Verabschiedung der SPD von
der Arbeiterklasse und ihre Verwandlung zur Unter-
nehmerpartei macht die Neugründung einer Arbei-
terpartei notwendig. Eine neue Linkspartei muss aber
von Anfang Klarheit über die Aufgabenstellung in
Bezug auf die Gewerkschaften haben.

Gewerkschaftsführung verbürgerlicht

In den Gewerkschaften hat es einen ähnlichen hi-
storischen Anpassungsprozess wie in der SPD gege-
ben. Klassenkampf wurde durch Klassen-
kollaboration, genannt Sozialpartnerschaft, ersetzt. In
Krisenzeiten bedeutet Sozialpartnerschaft völlige ideo-
logische Kapitulation und Ausverkauf von Mitglieder-
interessen. Besonders seit Anfang der 90er Jahre ist
die Kluft zwischen Führung und Basis der Mitglied-
schaft so groß wie nie zuvor. Wachsende Wut und
Kampfbereitschaft in den Betrieben und Branchen
stößt auf die Blockade von Betriebsratsfürsten und
Gewerkschaftsspitzen. Die große Mehrheit von Ge-
werkschaftsführern haben unter dem ideologischen
Druck der Herrschenden in den 90er Jahren völlig
kapituliert und geben diesem weiter nach. Co-Mana-
gement mit Unternehmern und Regierungen,  „Bünd-
nis für Arbeit und Wettbewerbsfähigkeit“, Standort-
politik und kampflose Zugeständnisse an die Profit-
interessen der Unternehmen sind die praktischen
Konsequenzen dieser Politik. Die Vorstände der Ge-
werkschaften bringen heute die gleichen Argumente
wie Unternehmer und ihre Politiker – nur in abge-
schwächter Form. Materiell sind die Spitzenfunktio-
näre der Gewerkschaften völlig abgehoben von den
Lebensverhältnissen der Arbeiterklasse. Sie verdie-

Anstatt nach den Massendemonstrationen vom 3. April gegen
Sozialkahlschlag die Proteste weiter zu steigern, suchten die
Gewerkschaftsspitzen den Konsens mit der Regierung.



steten Kapazitäten und kaum beziehungsweise we-
nig Arbeitslosigkeit und hohen Profitraten waren die
Unternehmer bereit, dem Druck der Gewerkschaf-
ten relativ leicht nachzugeben und Zugeständnisse
zu machen. Außerdem war die Systemkonkurrenz
im Osten immer ein unsichtbarer Beteiligter auf Sei-
ten der Gewerkschaften am Verhandlungstisch mit
den Unternehmern. Auf die Zugeständnisse aus die-
ser Zeit basieren die Reste an Autorität der
Gewerkschaftsbürokratie. Und sie gibt vor, dass sie
mit ihrer Politik der Kompromisse die Errungenschaf-
ten aus früheren Zeiten am besten verteidigen wür-
de. Doch die strukturelle Krise des Kapitalismus und
der Wegfall der Systemkonkurrenz  hat der alten
Politik der Sozialpartnerschaft die Grundlage entzo-
gen. Die Unternehmer sind zum offenen Klassen-
kampf übergegangen und wollen das Kräfteverhält-
nis in der Gesellschaft entscheidend zuungunsten der
Gewerkschaften verschieben. Das stellt die Gewerk-
schaften vor die Alternative, die Kampfkraft für die
Verteidigung der Interessen der Mitgliedschaft zu
mobilisieren oder vor dem Druck der Unternehmer
zu kapitulieren.

Gewerkschaftsführung kapituliert

Sommer, Huber, Peters, Bsirske und Co. haben sich
entschieden. Unter dem Druck des Kapitals haben sie
die letzten gewerkschaftlichen Grundsätze aufgege-
ben. Erstreikte Errungenschaften wie zum Beispiel die
35-Stunden-Woche werden nur noch in Worten ver-
teidigt. In den Tarifrunden wird Lohnverzicht betrie-
ben. Der Flächentarifvertrag wird aufgegeben und die
Tarifpolitik verbetrieblicht. Die Folge dieser
Verbetrieblichung der Tarifpolitik ist, dass die Beleg-
schaften  in einen Konkurrenzkampf gegeneinander
geschickt werden, in dem das Ergebnis nur eine Lohn-
spirale nach unten sein kann und bei der am Ende
alle verlieren. Die Haltung der Gewerkschaftsführer
in der Standort-Debatte läuft darauf hinaus, den Un-
ternehmern einen Pakt gegen die ausländische Kon-
kurrenz, das heißt, gegen die KollegInnen im Aus-
land anzubieten. Der staatliche Sektor wird nicht mehr
verteidigt. Die Gewerkschaftsführer haben die Positi-
on, dass man gegen eine Regierung keinen politischen
Streik organisieren darf, also auch Gesetze wie Hartz,
Gesundheitsreform und Rentenklau nicht stoppen
kann. Und sie nehmen behaupten sogar, dass nicht
alles an diesen Gesetzen schlecht sei.

Potenzielle Macht der Gewerkschaften nutzen

Im Gegensatz zur SPD können die Gewerkschafts-
führer ihre soziale Basis, die Lohnabhängigen nicht
verlassen. Die Gewerkschaften existieren als Orga-
nisation mit abhängig Beschäftigten als Mitglieder,
oder sie existieren überhaupt nicht. Obwohl die DGB-
Gewerkschaften in den letzten Jahren Millionen von

Mitgliedern verloren haben und der
Selbstzerstörungsprozess durch korrupte Spitzenfunk-
tionäre sehr weit gediehen ist, bleiben sie die wich-
tigste Massenorganisation, die die Arbeiterklasse zur
Verteidigung ihrer Interessen hat. Sie sind potenziell
die mächtigste Kraft in der Gesellschaft beziehungs-
weise Gegenmacht gegen Regierungen und Unter-
nehmer. Die Verantwortung dafür, dass diese Kampf-
kraft nicht eingesetzt wird und die Gewerkschaften
nicht als Gegenmacht auftreten, trägt die Gewerk-
schaftsführung.

WASG muss Bruch der Gewerkschaften mit SPD
durchsetzen

Der Aufbau der WASG kann einen Beitrag leisten,
die Krise der Gewerkschaften zu überwinden. Mit
einem antikapitalistischen Programm, mit antikapi-
talistischer Propaganda und Agitation auf der Straße
und in den Betrieben kann sie den neoliberalen Ar-
gumenten der SPD-Gewerkschaftsspitzen und Be-
triebsräten die Grundlage entziehen und Kollegin-
nen und Kollegen eine klassenkämpferische politi-
sche Orientierung geben. Mit einer Kampagne für
die 30-Stunden-Woche bei vollem Lohn- und
Personalausgleich könnte sie beispielsweise eine
Gegenoffensive gegen die Angriffe der Herrschen-
den bezüglich Arbeitszeitverlängerung in den Betrie-
ben starten. Bei einer solchen Kampagne müssten
die Gewerkschaftsfunktionäre und Betriebsräte, die
derzeit kampflos Arbeitszeitverlängerungen zustim-
men, offen kritisiert und ein offensiver gewerkschaft-
licher Kampf in der Frage Arbeitszeitverkürzung ein-
gefordert werden.
Aus der gegenwärtigen Offensive von Seiten der Un-
ternehmer und Regierungen muss aber auch die
Schlussfolgerung gezogen werden, dass unter kapita-
listischen Verhältnissen erkämpfte Errungenschaften
wie die 35- oder 30-Stunden-Woche auf Dauer nicht
gesichert sind. Der Kampf zur Verteidigung von Er-
rungenschaften und für weitere Verbesserungen muss
deshalb mit dem Kampf für eine Systemalternative
verbunden werden. Das bedeutet, dass die WASG die
Notwendigkeit der Überführung der Produktionsmit-
tel in Gemeineigentum erklärt und eine Vision für eine
Gesellschaft frei von Profitproduktion, Konkurrenz-
kampf und Ausbeutung vermittelt. Die fehlende
Systemalternative in den Köpfen von Gewerkschaf-
tern ist zu einer Bremse im alltäglichen Kampf in den
Betrieben geworden.  Nur wer das Ziel hat, die Unter-
nehmer zu entmachten und eine Vorstellung von ei-
ner anderen Gesellschaft hat, wird auch in betriebli-
chen und gewerkschaftlichen Kämpfen die Machtfra-
ge auf die Tagesordnung setzen. Würde die WASG
antikapitalistische Ideen verbreiten, hätte das enorme
Auswirkungen auf die Gewerkschaften. Die SPD könn-
te die politische Kontrolle über die Gewerkschaften
verlieren.
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Für kämpferische und demokratische Gewerk-
schaften

Der ideologische Kampf in den Gewerkschaften
muss ergänzt werden mit einer klaren Strategie, die
Kontrolle der SPD beziehungsweise der Bürokratie
über die Gewerkschaften zu brechen. In gewissem
Sinne geht es nicht nur darum, eine neue Partei auf-
zubauen, sondern es geht darum, die gesamte Ar-
beiterbewegung neu aufzubauen. Für die Gewerk-
schaften bedeutet das, den  gegenwärtigen Selbstzer-
störungsprozess zu stoppen. Sie müssen für die In-
teressen der Mitgliedschaft zurückerobert und wie-
der zu dem zu gemacht werden, wofür sie gegrün-
det wurden: Kampforganisationen der Lohnabhän-
gigen. Ein wesentliche Aufgabe der WASG und der
Gewerk-schaftslinken besteht darin, die gegenwär-
tige Blockade der Gewerkschaftsführung in der
Streikfrage zu brechen. Es geht darum, die riesige
potenzielle Stärke der Arbeiterklasse endlich zum
Einsatz zu bringen mit Streiks bis hin zu General-
streiks. Damit könnten die Herrschenden in den
Chefetagen und Regierungen in ihre Schranken ver-
wiesen werden. Gleichzeitig würde es dafür sorgen,
dass die deutsche Arbeiterklasse das Gefühl für ihre
eigene Stärke zurückgewinnt und durch die reale
Klassenauseinandersetzung politisches Bewusstsein
entwickelt. „Ein Tag Streik, bringt mehr als 10 Jahre
Schulungsarbeit“. Dieser Satz des ehemaligen IGM-
Bezirksleiters aus Baden Württemberg, Willi Blei-
cher, hat  mehr Bedeutung denn je.  Massenstreiks
hätten unweigerlich eine enorme Politisierung, den
sprunghaften Anstieg von Klassen- und antikapitali-
stischem Bewusstsein zur Folge. Bisher passive
Schichten würden sich gewerkschaftlich und poli-
tisch aktivieren und ein riesiges Reservoir für den
Neuaufbau der Gewerkschaften und den Aufbau der
WASG liefern. Gewerkschaftsfunktionäre und – Ak-
tivisten in der WASG würden durch die Organisie-
rung erfolgreicher Streiks die Glaubwürdigkeit, Au-
torität und Anziehungskraft der WASG enorm erhö-
hen. Rosa Luxemberg erklärte über den Aufbau der
Arbeiterbewegung: „Dies ist aber eben die den pro-
letarischen Klassenorganisationen entsprechende
spezifische Methode des Wachstums: im Kampfe sich
zu erproben und aus dem Kampfe wieder reprodu-
ziert hervorzugehen.“ Es sind die politischen Schluss-
folgerungen der Arbeiterklasse aus diesen Kämp-
fen, die aus einer kleinen Partei eine Massenpartei
machen werden.

Aufbau innergewerkschaftlicher Opposition

Um die Blockade der Gewerkschaftsfunktionäre zu
brechen, muss die WASG eine Doppelstrategie ein-
schlagen. Die politische Linie der Gewerkschaftsfüh-
rung muss offen kritisiert und Kampfmaßnahmen ein-
gefordert werden. Mit Forderungen und Kritik allei-

ne können die Spitzenfunktionäre aber nicht ausrei-
chend unter Druck gesetzt und zum Kämpfen ge-
zwungen werden. Deshalb muss die WASG Basis-
initiativen von kritischen KollegInnen unterstützen
und beim Aufbau einer innergewerkschaftlichen
Opposition zur heutigen  Gewerkschaftsführung hel-
fen. WASG-Mitglieder, die in den Gewerkschaften
aktiv sind und Funktionen innehaben, müssen Teil
einer solchen organisierten innergewerkschaftlichen
Opposition sein. Nötig ist, dass die Gewerkschaf-
terInnen in der WASG gemeinsam eine Strategie ent-
wickeln, selbst Kämpfe und Streiks zu organisieren.
Klaus Ernst, einer der Mitbegründer der WASG und
Erster Bevollmächtigter der IG Metall in Schweinfurt,
hat bereits mehrmals lokale Streiks organisiert, zu-
letzt im April 2003 gegen die Agenda 2010. Wenn die
GewerkschafterInnen in der WASG, die ähnliche
Funktionen wie Klaus Ernst bekleiden, unterstützt
von der gesamten WASG, solche lokalen oder viel-
leicht sogar regionalen oder bundesweiten Streiks
organisieren, wäre das ein bedeutender Schritt beim
Aufbau einer Massenstreikbewegung und für eine
Kampfperspektive, die etwas erreichen kann. Es wür-
de die Autorität der Spitzenfunktionäre untergraben
und sie gewaltig unter Druck setzen.
Mit dem Aufbau einer programmatischen und perso-
nellen Alternative zur heutigen Gewerkschaftsfüh-
rung ist auch der Kampf für die Demokratisierung
der Gewerkschaften verbunden. Wichtigste Prinzipi-
en für die Demokratisierung ist die Wähl- und jeder-
zeitige Abwählbarkeit aller Gewerkschaftsfunktionäre,
jederzeitige Rechenschaftspflicht gegenüber der Ba-
sis und die Begrenzung der Gehälter von hauptamt-
lichen Funktionären auf den durchschnittlichen Lohn
der Gewerkschaftsmitglieder.

Perspektive

Auf Dauer werden es die Co-Manager an der Spitze
und im Apparat der Gewerkschaften nicht schaffen,
die Arbeiterklasse vom Streiken abzuhalten. Früher
oder später wird sich die aufgestaute Wut Bahn bre-
chen. Wenn die Gewerkschaftsführung weiter auf
der Bremse steht, wird es unweigerlich wilde Streiks
geben. Die Arbeiter werden notfalls die Strukturen
der Gewerkschaften umgehen und unabhängige Akt-
ions- oder Streikkomitees gründen. Es ist auch nicht
ausgeschlossen, dass es zu Abspaltungen von den
bestehenden Gewerkschaften kommt und einzelne
Berufsgruppen oder Belegschaften neue kämpferi-
sche Gewerkschaften aufbauen, wenn die bestehen-
den zum absoluten Hindernis werden. Die deutsche
Arbeiterklasse ist eine der mächtigsten der Welt und
hat eine kampfstarke Tradition. Und sie wird zu die-
ser Tradition zurückfinden. Die WASG sollte dabei
Motor und nicht Beobachter sein.

von Ursel Beck, Stuttgart
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Wenn SAV-Mitglieder aktiv am Aufbau der WASG teil-
nehmen und dort ein sozialistisches Programm vor-
schlagen: Warum bauen SAV-Mitglieder weiterhin die
SAV auf?

Das grundlegende Ziel der SAV ist die Abschaffung
des Kapitalismus und die Einführung einer sozialisti-
schen Demokratie. Damit meinen wir eine Gesell-
schaft, in der die Konzerne und Banken in Gemein-
eigentum überführt und unter die demokratische
Verwaltung und Kontrolle der arbeitenden Bevölke-
rung gestellt werden. Eine solche Gesellschaft unter-
scheidet sich grundlegend von den stalinistischen
Staaten Osteuropas und der Sowjetunion, in denen
das Privateigentum an Produktionsmitteln zwar ab-
geschafft, aber keine demokratische Planung und
Kontrolle der Wirtschaft und keine Demokratie in-
nerhalb der Gesellschaft vorhanden waren. Manche
meinen, der Kampf für eine lebenswerte, sozialisti-
sche Zukunft sei zwar ehrenwert, aber illusorisch.
Drei Viertel aller Ostdeutschen und gut die Hälfte
aller Westdeutschen hält Sozialismus laut FAZ für eine
gute Idee, „die nur schlecht ausgeführt wurde.“ Wir
meinen, dass ein Fortbestehen des Kapitalismus in-
klusive Kriege, Elend, Armut und Massenarbeitslo-
sigkeit illusorisch ist.
In diesem Sinne kämpfen wir heute gegen konkrete
Verschlechterungen und verbinden diesen Kampf für
Reformen mit dem Ziel einer sozialistischen Gesell-
schaft. Allerdings zeigt die ganze Geschichte der Ar-
beiterbewegung, dass der Kapitalismus nicht über
Reformen, sondern nur auf revolutionäre Weise ge-
stürzt werden kann. Der chilenische Präsident Salva-
dor Allende vertrat 1973 die Auffassung, dass eine
Revolution nicht nötig sei, sondern der Sturz des
Kapitalismus auch über die Parlamente zu erreichen
wäre. Die Folge war die blutige Niederschlagung der
chilenischen Revolution durch die herrschende Klas-
se.
Doch wie organisiert sich eine Revolution? Revolu-
tionen basieren auf dem Willen von Massen von
Menschen. Um jedoch die Lehren aus vergangenen
revolutionären Bewegungen zu ziehen, Hunderttau-
sende und Millionen von Menschen politisch zu or-
ganisieren und die Revolution bis zum Ende zu füh-
ren, bedarf es einer revolutionär-sozialistischen Par-
tei. Genau das Fehlen einer starken revolutionären
Partei war der ausschlaggebende Grund, warum die
deutsche Novemberrevolution im Jahr 1918 den Ka-
pitalismus nicht gestürzt hat.
Das Ziel der SAV ist es, revolutionär-sozialistische
Organisationen, die eine Massenbasis unter Arbei-
terInnen und Jugendlichen haben, aufzubauen. Ge-
meinsam mit unseren Schwesterorganisationen, mit
denen wir im CWI (englische Abkürzung für „Komi-
tee für ein Arbeiterinternationale“) organisiert sind,

Warum wir auch die SAV aufbauen
wollen wir international solche Organisationen auf-
bauen. International, weil auch die Herrschenden
international organisiert sind und eine wichtige Leh-
re aus den Erfahrungen mit dem Stalinismus ist, dass
Sozialismus in einem Land unmöglich ist. Deshalb
bauen wir die SAV auf.
Zur Zeit gibt es jedoch kein sozialistisches Massen-
bewusstsein und die Mehrheit von ArbeiterInnen, Ju-
gendlichen und sozial Benachteiligten ist nicht für
ein revolutionär-sozialistisches Programm zu gewin-
nen. Viele mögen uns zwar im Grundsatz Recht ge-
ben, zweifeln aber an der Machbarkeit unserer Ide-
en.
Der erste Schritt wird sein, dass ArbeiterInnen begin-
nen, für ihre unmittelbaren Interessen zu kämpfen
und sich zu einer Partei zusammen schließen, die
diese Interessen vertritt – eine neue Arbeiterpartei.
In einer solchen Partei könnten sich abhängig Be-
schäftigte, Erwerbslose, Jugendliche und Rentner-
Innen unabhängig von den bürgerlichen Parteien
politisch organisieren, diskutieren, kämpfen, zu Wah-
len antreten. Das wäre ein großer Fortschritt, selbst
wenn eine solche Partei anfangs kein sozialistisches
Programm vertreten würde. Eine Arbeiterpartei wür-
de die Entwicklung von Klassenbewusstsein fördern,
wenn sie klar formuliert, dass sie die Interessen der
Lohnabhängigen gegen die Interessen der Kapital-
besitzer durchsetzen will und dafür auch kämpft. Aus
Kämpfen heraus wird auch die Auseinandersetzung
um ein Programm zur Durchsetzung von Arbeiter-
interessen erwachsen. Wir sind davon überzeugt, dass
eine Kombination aus Erfahrungen und Diskussio-
nen mit sozialistischen Kräfte, dazu führen wird, dass
sozialistische Ideen in einer neuen Arbeiterpartei Un-
terstützung finden werden. In diesem Sinne ist die
Bildung einer neuen Arbeiterpartei ein Schritt zum
Wiederaufbau der sozialistischen Bewegung und be-
schleunigt den Prozess revolutionäre und sozialisti-
sche Ideen in der Arbeiterklasse zu verankern. Des-
halb wird die SAV den Aufbau einer neuen Partei
aktiv mittragen und gleichzeitig in ihr für sozialisti-
sche Ideen eintreten. Als ein sozialistischer Flügel
werden wir für einen kämpferischen und sozialisti-
schen Kurs der neuen Partei kämpfen.

Ich möchte ...
❍  ... weitere Informationen über die SAV
❍  ... Mitglied der SAV werden

Name, Telefon

Adresse

Einsenden an: SAV, Littenstr. 106/107, 10179 Berlin
Telefon/Email
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